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Jugend-Extra 

Eigentlich hat Chuck 
Noland (Tom Hanks) ver­
dammtes Glück gehabt. 
Schliesslich ist der  Control- j 
ler einer Transportfirma der j 
einzige Überlebende eines l 
Flugzeugsabsturzes mitten [ 
über dem endlosen Pazifik. | 
Aber das Schicksal hält I 
für den unverbesserlichen s 
Workoholic nach der  wun- I 
dersamen Rettung noch | 
eine weitere unerhörte I: 
Prüfung bereit. Mehr zum I 
Kinohit «Cast away - > 
Verschollen» gibt es a u f  der } 
Jugendseite. Seite 8 I 

i 
Markant weniger 
Arbeitslose 
BERN: Die starke Konjunktur 
hat die Arbeitslosigkeit in der 
Schweiz weiter markant sin­
ken lassen. Im Schnitt.waren 
im letzten Jahr  noch 71 987 
Personen als arbeitslos 
registriert. Das ist der tiefste 
Stand seit 1992. Die Aus­
sichten bleiben gut. Seite 9 

Markus Hasler 
peilt Weltcup-
Punkte an 

SKI-NORDISCH: Im Ver­
gleich mit anderen Natio­
nen ist Liechtensteins 
Langlauf-Delegation im Re­
kordtempo nach Salt Lake 
City zu den vorolympischen 
Testwettkämpfen angereist. 
Jetzt bleibt nur  zu hoffen, 
dass der «Rush» für Markus 
Hasler (Bild) heute Mitt­
woch im 30-km-Rennen in 
der  freien Technik mit Mas­
senstart anhält. Die Aus- ! 
sichten für  den Gewinn von 
Weltcup-Punkten sind aus­
serordentlich gut. Seite 15  

Sibirische Eiszeit 
hält an 
SIBIRIEN: Die ausserge-
wöhnlich lange Kälteperi­
ode mit bis zu minus 50 
Grad bringt gewisse Gebiete 
nach zwei Wochen an den 
Rand der  Katastrophe. 
Der Vorrat a n  Heizkohle 
reicht dort  noch für wenige > 
Tage. Letzte Seite 

«In einer frühen Phase der 
Vernehmlassung soll schon 
möglichst viel Konsens er­
zielt werden», stellte Regie­
rungschef Mario Frick fest, 
als er am gestrigen Me­
diengespräch aufzeigte, 
wie sich die Regierung den 
Erlass eines sogenannten 
Immissionsschutzgesetzes 
vorstellt. Die immer lauter 
werdende Kritik der Bevöl­
kerung an der Telekommu­
nikationspolitik der Regie­
rung soll also möglichst 
stiller werden. 

Peter Kindle 

Die Regierung möchte dem 
Landtag baldmöglichst ein so­
genanntes Immissionsschutz­
gesetz präsentieren. Ziel dieses 
Gesetzes sei, so Mario Frick, 
der  Schutz der  Bevölkerung vor  
nichtionisierender elektromag-

Brieftnarken 
mit Stil 
Vier neue Briefmarkenserien 
kommen am fünf ten März 
2001 a u f  den Markt. Eine da­
von ist die Europa-Briefmarke. 
Unter dem Motto *Trinkwasser» 
will sie uns vermitteln, sorgfäl­
tiger mi t  der kostbaren Flüssig­
keit umzugehen. Auch  dem Eu­
roparat ist eine Briefmarke ge­
widmet, da Liechtenstein im 
Mai den Vorsitz übernimmt. 
Bei einer weiteren Serie sind 
Ostereier aus dem Zarenreich 
abgebildet. A u s  der Sammlung 
von A d u l f  Peter Goop wurden 
drei wunderschöne Eier ausge­
sucht. Eine ganz besondere 
Neuheit sind die «Rubbelmar-
ken». Zwei lustige Briefträger 
überbringen einen speziellen 
Gruss. Doch der Empfänger hat 
zuerst das Vergnügen, a u f  der 
goldene.n Fläche z u  nibbeln, bis 
der Gruss erscheint. Seite 2 

netischer Strahlung. Das ge­
plante Gesetz soll Zuständig­
keiten zur  Prüfung und Durch­
setzung der  Einhaltung von  
Grenzwertbestimmungen, die 
Durchführung von Standortko­
ordinationsverfahren sowie die 
Schnittstellen zwischen den 
zuständigen Behörden und  zu 
anderen Gesetzen festlegen. 

Suche nach entlastendem 
Konsens 

Regierungschef Mario Frick 
erklärte, dass bereits in der  Pha­
se der Ausarbeitung des Ge­
setzes ein breiter Konsens ge­
funden werden soll. Die bis a n -
hin praktizierte Telekommuni­
kationspolitik der jetzigen Re­
gierung ist a u f  diesen Konsens 
angewiesen, denn kritische und 
immer lauter werdende Stim­
men stellen die Regierung des 
Öfteren a n  den Pranger, die Be­
völkerung u n d  deren Gesund­
heit a u f  Kosten eines zukunfts­
trächtigen Mobilfunksystems 

zu vernachlässigen. So sollen 
bei der  Erarbeitung des neuen 
Gesetzes «betroffene Kreise» 
und Interessierte eingeladen 
werden, kritisch mitzuarbeiten. 
So werden gemäss Aussage des 
Regierungschefs neben den vier  
Mobilfunkbetreibern auch die 
Liechtensteinische Gesellschaft 
für Umweltschutz (LGU), der 
Verein für gesundheitsverträg-
liclien Mobilfunk (VgM) u n d  
Vertreter der Ärztekammer in 
einer Arbeitsgruppe tagen. 

In einem ersten Schritt werde 
aber das Amt  für Kommunika­
tion sowie das Amt für Um­
weltschutz einen ersten Ent­
wurf des Immissionsgesetzes 
ausarbeiten. Diese erste Roh­
fassung soll dann der Arbeits­
gruppe vorgelegt werden. «Die­
se Gruppe wird das Gesetz 
durcharbeiten. Ziel soll sein, 
sclion in einer möglichst 
frühen Phase viel Konsens zu 
finden», so Regierungschef M a ­
rio Frick am gestrigen Medien­

gespräch. Erst nach einer wei­
teren Phase der  Vernehmlas­
sung u n d  der eingehenden Prü­
fung u n d  eventuellen Abände­
rung durch die Regierung wer­
de dem Landtag noch vo r  der  
Sommerpause ein entsprechen­
der  Bericht und Antrag unter­
breitet. 

Messungen sind im Gang 
Zur Zeit werden die Sende­

anlagen von  Mobilfunksyste­
men einer Messung unterzo­
gen. Der Wunsch sei l au t  g e ­
worden, so Mario Frick, dass 
nicht nur  Berechnungen über 
die elektromagnetische Strah­
lung dieser Mobilfunkmasten 
angestellt würden, sondern 
dass mittels konkreter Messun­
gen die genauen Zahlen vorlie­
gen. Diese Messung mache erst 
zum jetzigen Zeitpunkt Sinn, 
erklärte der  Regierungschef. 

Nicht nu r  Mobilfunk verur­
sacht eine Belastung mit Strah­
len, sondern auch Teile der  In -

BRÜSSEL: Im Streit  u m  d e n  
Einsatz von  uranhal t iger  M u ­
nit ion h a t  die NATO noch  k e i ­
n e  Beschlüsse gefasst. Die NA-
TO-Botschafter besprachen j e ­
doch gestern bei e iner  Rout i ­
nesitzung i n  Brüssel d a s  w e i ­
tere Vorgehen. 

Die Brüsseler EU-Kommission 
setzte hingegen eine unabhängi­
ge Expertengruppe ein, u m  mög­
liche Gesundheitsgefahren durch 
uranhaltige NATO-Munition zu 
untersuchen. In der Schweiz be-
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dustrie sowie Stromleitungen 
sondern kontinuierlich elektro­
magnetische Strahlung ab. 

Sind Handys nicht 
gesundheitsgefährdend? 

Regierungschef Mario Frick 
versuchte a m  gestrigen Me­
diengespräch wiederum klarzu­
stellen, dass die Regierung die 
Ängste und  Befürchtungen im 
Zusammenhang mit elektro­
magnetischer Strahlung des 
Mobilfunks ernst nehme. Im 
neu zu schaffenden Gesetz sol­
len die aktuellen Ergebnisse der 
anerkannten internationalen 
Forschung einfliessen. Neben 
dem Gesundheitsschutz der Be­
völkerung werde aber eine Gü­
terabwägung mit allen öffentli­
chen Interessen vorgenommen 
werden. «Trotzdem möchte ich 
darauf  hinweisen, dass es welt­
weit keinen Beweis gibt, dass 
die Strahlung durch Handys 
Gesundheitsschäden verur­
sacht», so Mario Frick. 

ginnt die Armee heute mit dem 
Einsammeln der als «Souvenirs» 
aus dem Balkan zurückgebrach­
ten Munition. Der US-General­
stab hat nach dem Kosovo-Krieg 
die beteiligten Armeen im Juli 
1999 vor den Gefahren durch 
zurückgebliebene Uranmunition 
gewarnt. Wie die «New York Ti­
mes» berichtete, wurden die ver­
bündeten Streitkräfte zu Vor-
sichtsmassnahmen beim Umgang 
mit. der verschossenen Munition 
in der jugoslawischen Provinz 
aufgerufen. Seite 21, 
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Deutschland im BSE-Wahn 
Fischer und Funke treten wegen BSE-Krise zurück 

BERLIN: Mit den  Rücktritten 
von  Gesundheitsministerin 
Andrea Fischer (Grüne) u n d  
Landwirtschaftsministers Karl-
Heinz Funke (SPD) sucht die 
deutsche Regierung den  Weg 
aus  einer massive Krise. 

Sechs Wochen nach dem ersten 
BSE-Fall in Deutschland erklär­
te Fischer am Dienstagabend 
überraschend ihren Rücktritt. 
Wenig später wurde auch Fun­
kes Rücktritt bekannt. Bundes­
kanzler Gerhard Schröder ist 

nun zu einer umfassenden Kabi­
nettsumbildung gezwungen. 
«Ich habe Fehler beim Umgang 
mit der BSE-Krise gemacht», 
sagte Fischer. Diese seien aller­
dings nicht so schwerwiegend 
gewesen, dass sie hätte zurück­
treten müssen. Dennoch habe 
sie sich z u  diesem Schritt ent­
schlossen, weil sie Verantwor­
tung übernehmen wolle. Im 
Landwirtschafitsministerium 
hiess es, auch Funke habe 
Schröder seinen Rücktritt ge­
stern mitgeteilt. Funke begrün­

dete seinen Rücktritt mit Mei­
nungsverschiedenheiten in der 
Re&ierungskoalition über die 
Agrarpolitik. Er wolle mit sei­
nem Rücktritt den Weg für den 
gewünschten «Neuanfang» der 
Agrarpolitik freimachen. Fischer 
ui|d Funke hatten im Verlauf der 

E-Krise immer wieder Fehler 
Management und nachlässi­

ge Informationspolitik ihrer Mi­
nisterien einräumen müssen. Sie 
waren von der Opposition 
mehrfach zum Rücktritt aufge­
fordert worden. Seite 21 

Keine Beschlüsse 
NATO sprach über das «Balkan-Syndrom» 


